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Die neuen Steuervorlagen
die Demokraten gegen Wilſon
Drohender Bruch mit der Regierung

New York, 24. Februar. (Meldung des Reuterſchen Bu-
reaus.) Die demokratiſchen Parteiführer drohten
ſich von Wilſon loszuſagen, Wilſon teilte den Vor
ſitzenden der Kommiſſionen für auswärtige Angelegenheit von
Senat und Repräſentantenhaus mit, daſz er es nicht länger er-
tragen würde, daß man der Regierung Aengſtlichkeit vorwerfe.
Der Waſſhingtoner Korreſpondent der „New York Herald“ teilt
mit, daße heute mittag die demokratiſchen Mitglieder
der Kommiſſion für auswärtige Angelegen-heiten des Repräſentantenhauſes den Vorſitzenden beauftrag-
ten, Wilſon zuſagen, daß ſieihnin ſeinem Stand-
punkt, daß Amerikaner das Recht haben, auf
feindlichen bewaffneten Handelsſchiffen zu
reiſen, nicht unterſtützen werden. Dieſes Auftreten wird
als offene Drohung, einen Bruch mit der Regierung
herbeizuführen, betrachtet. Dieſe Demorkra en verlangen,
daß Wilſon die Amerikaner vor Reiſen auf be-
waffneten feindlichen Schiffen warne. Jm Senat
werden die Demokraten trachten, einen Beſchluß durch zu
ſetzen, daß der Präſident eine ſolche Warnung an die Amerikaner
richten ſolle. Der Präſident bleibt jedoch, wie der Korre-
ſpondent des „New York Herald“ meldet, hartnäckig bei
ſeiner bisherigen Politik. Die „New York Times“ſchreibt in einem Leitartikel: Wilſon wird ſeine ganze Standhaftig
keit, ſeine ganze Kraft und ſein großes Anſehen nötig haben, um
der Leute Meiſter zu bleiben, die ſich gegen ihn innerhalb und

außerhalb des Kongreſſes verſcha haben. Wilſon hat die
Unterſtützung des Landes. Seite Widerfacher werden von Glück
ſagen können, wenn ſie bei den bevorſtehenden Wahlen noch in
ihren eigenen Wahlkreiſen Unterſtützung finden.

Nach einer anderen Reutermeldung aus Waſhington vorn
25. hat Wilſon an den Vorſitzenden der Senatskommiſſion für
auswärtige Angelegenheiten Stone geſchrieben, er könne
keine Verkürzung der Rechte der Amerikaner in
irgendeiner Beziehungdulden. Die Ehre und Selbſt
achtung der Nation ftünden auf dem Spiele. Die Amerikaner
wünſchten ſehnlich den Frieden und würden ihn um jeden Preis,
außer dem Verluſte der Ehre aufrecht erhalten.

Neues von der „„Möwe“
Teneriffa, 25. Februar. (Meldung des Reuterſchen

Bureaus.) Der Kapitän eines der Schiffe, die von den Deut
ſchen verſenkt wurden, erklärte in einer Unterredung, daß die ſo
genannte „Möwe“ ein Schiff von 2000 bis 2500 Tonnen
ſei, das ſechs 17,5 Zentimeter-Kanonen, zwei Torpedolanzierrohre
und zahlreiche Minen führe. Der Dampfer ſoll 17 Knoten laufen
können, die Beſatzung habe gus 200—-250 Mann beſtanden.
Das Ko mmaundo habe ein Graf Dohnua geführt.

Die Beſatzung der „Luxemburg“ erzählte, daß ſie auf
der „Weſtburne“ gut behandelt wurde. An Bord
wurde ſie von ſieben mit Handgranaten bewaffneten Deut
7 bewacht. Die „Weſtburne“ führte 5000 Tonnen Stein
ohle.

Auch Jtalien reqniriert deutſche Schiffe
London, 24. Febr. (Unterhaus.) Handelsminiſter Run

eim an fagte auf eine Anfrage, der italieniſche Botſchafter habe
ihm mitgeteilt, daß dreißig deutſche in den italie-
niſchen Häfen internierte Schiffe von der italie
niſchen Regierung requiriert worden ſeien.
Zur Veſchlagnahme deutſcher Schiffe in Portugal

Amſterdam, 25. Febr. Nach einem Bericht des „Times“
Berichterſtatters in Liſſabon erfolgte die Beſchlagnahme der
36 deutſchen und öſterreichiſchen Schiffe ganz uner-
wartet. Einige Kapitäne boten einen ſchriftlichen
Proteſt an. Zwei portugieſiſche Kriegsſchiffe hielten drei
Stunden lang Wache. Die deutſchen Matroſen wurden an
Land gebracht. Der portugieſiſche Miniſter des Aeußern
teilte mit, daß dieſer Schritt unternommen wurde, weil die
Regierung befürchtete, daß die Schiffe zu flüchten verſuchen
würden (17). Die Regierung hätte die Schiffe für
Transporizwecke nötig. Der Miniſterpräſident fügte
hinzu, daß darüber vorher keine Verhandlungen
mit Deutſchland zeführt worden ſeien. Die Re
gierung habe lediglich die Tatſache der Beſchlag
nahme telegraphiſch dem portugieſiſchen Geſandten in Ber
lin gemeldet mit dem Auftrage, die deutſche Regierung
davon in Kenntnis zu ſetzen.

Strandgut vom Kreuzer „Nürnberg“
Die Stürme, die in vergangener Woche die nord-

frieſiſchen Jnſeln heimſuchten, haben auch ein Boot des
ehemaligen deutſchen Kreuzers „Nürnberg“, der an der
Schlacht bei den Falklandinſeln teilnahm, an die feſt
ländiſche Küſte getrieben. Bei Schobüll, nördlich von

um, gegenüber der Jnſel Nordſtrand, wurde ein
ugeſtricktes Fahrz angeſ t. Aufeiner inen Metallplafte t folgende Inſchrift

„S. M. S. Nürnberg. Dingi 3,6 M.“ Derartige
Fahrzenge führen den Namen „Dingi“. Es wird wohl

Der öſterreichiſche Generaiſtabsbericht
Wien, 25. Febr. Amtlich wird verlautbart 25. Febr.:

Südöſtlicher Kriegsſchauplatz
Unſere Truppen in Albanien haben geſtern die tags

zuvor öſtlich und ſüdöſtlich von Durazzo geſchlagenen
Jtaliener in ſcharfer Verfolgung auf die
Laundzunge weſtlich der Durs-Teiche zurück-
getrieben. Die Hafenanlagen von Durazzo
liegen im Feuer unſerer Geſchütze. Die Ein-
ſchiffung von Mannſchaften und Kriegsgerät
wird erfolgreich geſt ört. Das Auftreten einiger italieni
ſcher Kriegsſchiffe blieb ohne Einfluß auf den Gang der
Ereigniſſe. Wir nahmen in dieſen Kämpfen bisher elf
italieniſche Offiziere und 700 Mann ge-
fangen und erbeuteten fünf Geſchütze und ein Maſchinen

gewehr. sRuſſiſcher Kriegsſchauplatz
Stellenweiſe Geſchützkämpfe.

Italieniſcher Kriegsſchauplatz
Keine beſonderen Ereigniſſe.

Der Steltvertrerer des Chefs des Generalsſtabes.
v. Höfer, Feldmarſchalleutnant.

nie aufgeklärt werden, wie dieſes Boot aus dem Aklanti-
ſchen Ozean, von der Südſpitze. Südamerikas, woſelbſt die
Seeſchlacht ſtattgefunden hat, nach ſo langer Zeit in die
ſchleswig-holſteiniſchen Gewäſſer gelangt iſt. Vielleicht iſt
die Annahme richtig, daß es mit ſüdweſtlichem Winde bis
nach Jsland und jetzt bei dem die ſchweren Sturmfluten
verurſachenden Weſtnordweſtwinde an die deutſche Küſte
getrieben wurde. Jedenfalls kam das Fahrzeug aus Nord
weſt, alſo aus den engliſchen Gewäſſern. Auf ſeinem un-
geheuren Wege durch den Atlantiſchen Ozean ſcheint es
dem „Beherrſcher des Weltmeeres“ nirgends begegnet
zu ſein.

Wilhelmshaven
Febr. Der Kaiſer traf am
Aufenthalt hier cin. Die Ab-

Der Kaiſer in
Wilhelmshaven, 25.

23. Februar zu mehrſtündigem
reiſe erfolgte am Nachmittag.

Der König von Bulgarien in Koburg
Koburg, 25. Febr. Um 344 Uhr verließen König Fer-

dinand und der Herzog mit den königlichen Prinzen den
Zug. Die Herrſchaften fuhren im geſchloſſenen Kraftwagen nach
dem Palais, wo der König und die Prinzen Wohnung nahmen,
Dort und auf der Fahrt dorthin, wurden dem Könige begei-
ſterte Huldigungen dargebracht, die ſich wiederholten, als
der König am Fenſzer des Schloſſes ſich zeigte und auf den Balkon
in Begleitung ſeiner Söhne erſchien. Der Monarch hielt
eine Anſprache, in der er ſeine Freude darüber ausdrückte,
wieder einmal in ſeinem lieben Koburg zu ſein, wo er ſeine
Jugend verlebte. Er danke ſeinen lieben Koburger Mitbürgern
für ihre treue Anhänglichkeit von Herzen. Der König ſchloß mit
dem Rufe: Mein Koburg hoch!

Verdun und die franzöſiſche Militärkritik
Bern, 25. Febr. Die deutſchen Angriffe bei

Verdun werden von den franzöſiſchen Militär
kriütikern anſcheinend nach einer gemeinſamen Lofung be
handelt. Die Betonung der deutſchen Verluſte ſteht neben der
Geringſchätzung der bisherigen deutſchen Erfolge. Unverkennbar
jedoch iſt ein Untertonheimlicher Befürchtung. Der
„Temps“ ſagt: Die Deutſchen haben nicht die Belagerung von
Verdun begonnen, ſondern mit lebendiger Kraft das Feldheer auf
einem Gelände angegriffen, das wie geſchaffen zur Verteidigung
iſt. Selbſt wenn der Feind alle Hinderniſſe
überwinden würde, würde ſein Sieg nicht ein entſcheidendes
Ergebnis bringen. Der Feind hat einen Sieg nötig, der unver
züglich Erfolge ergibt, und ſolche wird er bei Verdun nicht finden.

Deutſch und norwegiſch
Kriſtiania, 25. Febr. Die hieſigen Deutſchen und

Oeſterreicher und zahlreiche norwegiſche Freunde veranſtal
teten geſtern abend eine ſtimmungsvolle Abſchiedsfeier für
den ſcheidenden deutſchen Geſandten Grafen v. Oberndorff.
Der Vorſitzende des Vereins ſowie Paſtor Günter namens
des Deutſchen Frauenvereins, deſſen Vorſitzende die Gräfin
Oberndorff iſt, dankten dem Scheidenden für ſein tat
kräftiges, jedergzett hilföbereites Einſchreiten für die Deut
ſchen und das Deutſchtum in Norwegen, onders jetzt
während des Krieges. Der Geſandte nahm in herzlichen
Worten Abſchied von der Kolonie.

Die neuen KReichsſteuern
Der Entwurf des Kriegsgewinnſteuergeſetzes

Berlin, 25. Febr. Jn einem Artikel der „Nordd. Allg.
Ztg.“ über die Kriegsſteuervorlagen heißt es u. a.

Bei Einbringung des Entwurfs des Kriegsgewinnſteuergeſetzes
weiß ſich die Reichsleitung im grundſätzlichen Einverſtändnis mit
dem deutſchen Volke in ſeiner wohl ausnahmsloſen Geſamtheit.
Die Sonderbeſteuerung entſpricht in erſter Linie ethiſchen Motiveu.
Sie iſt eine Forderung des ſozialen Gewiſſens. Es entſtehen je
doch mancherlei Schwierigkeiten, um die richtige Mittellinie bei
ihrer Ausgeſtaltung zu finden. Es wäre falſch, den Unterneh
mungsgeiſt und die Arbeitsfreude des deutſchen Kaufmanns, des
deutſchen Jnduſtriellen und des deutſchen Landwirtes durch allzu
ſcharfe Steuermaßnahmen zu unterbinden. Dem Unternehmungs-
geiſt und der raſtloſen Arbeit unſerer ſchaffenden Stände ver-
danken wir in erſter Linie die erfolgreiche Umgeſtaltung der Frie-
dens wirtſchaft auf die Kriegswirtſchaft und die Vermeidung ſchlim-
mer Stockungen in der Fortentwicklung des Wirtſchaftslebens,
deren Folgen Arbeitsloſigkeit und Brotloſigkeit geweſen wären.

Neben der Kriegsgewinnſteuer beabſichtigt die Reichsregierung,
di Reichstage in ſeiner nächſten Tagung eine Reihe von Steuer
geſetzentwürfen vorzulegen, die insgeſammt etwa 500 Milliv-
nen Mark erbringen ſollen, nämlich:

1. den Entwurf eines Geſetzes über Erhöhung der
Tabaksabgaben,

2. den Entwurf eines Quittungs-Stempelge-
ſetzes,

3. den Entwurf eines Geſetzes über eine mit den Poſt
gebühren zu erhebende Reichsabgabe und

4. den Entwurf eines Geſetzes betreffend den Frachtur-
kundenſtempel und ſeine Ausdehnung auf Stückgüter,

Dieſe Geſetzentwürfe bilden eine notwendige Ergänzung zu
dem im März dem Reichstage zugehenden Etatsentwurf des Deut
ſchen Reiches.

Die Steuervorlagen bezwecken nicht eine Löſung der Frage
nach der Deckung der geſamten aus dem Kriege ſich ergebenden
Belaſtung. Dieſe Aufgabe wird nach Beendigung des
Krieges zu löſen ſein. Eine weitere direfte Beſteue
rung neben der Kriegsgewinnſteuer ſcheidet aus. Bererts
jetzt haben Einzelſtaaten und Kommunen die direkten Steuern
ſtark in Anſpruch genommen und es läßt ſich nicht überſehen, bis zu
welcher Höhe dies im weiteren Verlauf noch geſchehen inuß. Es
ergibt ſich hieraus für das Reich die Notwendigkeit, auf dein Ge
biete der indirekten Beſteuerung die Erſchließung weiterer
Einnahmen zu ſuchen. Dieſe Steunern müſſen auf einen mäglichſt
weiten Kreis gelegt werden, tunlichſt unter Schonung der durch
den Krieg ohnedies in ihrem Einkommen und Vermögen hart Be-
troffenen, insbeſondere der minderbemittelten Klaſſen der Bevöl
kerung.

Bereits in früheren Vorlagen der Regierung iſt nachdrück
lich auf eine erweiterte Beſteuerungsfähigkeit des Tabaks hinge
wieſen worden. Die Belaſtung mit Tabakgaben auf den Kopf
der Bevölkerung betrug im Jahre 1912 in Deutſchland 2,78 Mark,
in England 6,28 Mark, in Frankreich 7,68 Mark. Eingehende Ver
handlungen mit ſachverſtändigen Vertretern des Tabakgewerbes
haben ergeben, daß eine Erhöhung der Tabakgaben im gegenwär-
tigen Zeitpunkt für Gewerbe und Verbrauch erträglich iſt. Die
Vorlage ſieht eine verhältnismäßig niedrige Belaſtung der
billigen Tabake und eine weſentlich ſtärkere des
Luxuskonſums vor. Die Ertragserhöhung der Abgabe auf
Zigarretten ſoll unter möglichſter Schonung der Betriebsverhält
niſſe in der Zigaretteninduſtrie vorgenommen werden.

Die Einführung eines Quittungsſtempels wird nicht
ohne eine Belaſtung des Verkehrs abgehen, denn ein Quittungs-
ſtempel ohne Quittungszwang würde nicht die erforderlichen Er
trägniſſe bringen. Zahlungen von geringeren Beträgen und zu
beſtimmten Zwecken bleiben von der Steuer befreit. Den Be
ſtrebungen zur Förderung des bargeldloſen Zahlungs
verkehrs trägt die Vorlage in weitem Umfange Rechnung. U. a.
ſoll mit dem Zeitpunkt des Jnkrafttretens des Geſetzes der
Scheckſtempel in Fortfall kommen.

Eine anſehnliche Einnahmeſteigerung iſt durch eine ſtarke Her
anziehung des Poſt-, Telegraphen- und Telephon
verkehrs zu erzielen. An der Aufbringung dieſer neuen Ein-
nahmen wird faſt die ganze Bevölkerung teilnehmen, doch werden
nur leiſtungsfähige Schultern durch ſie in ſtärkerem Maße be-
laſtet. Mit dieſer Reichsabgabe ſteht die Einführung eines
Stempels auf Frachturkunden von Stückgut-
ſendungen auf Eiſenbahnen und Schiffen in engem Zuſam-
menhang. Neben der Einführung eines Stückgutſtempels iſt eine
Erhöhung der beſtehenden Frachturkundenſtempel geplant.

Die neuen Steuern ſind Kriegsſteuern, nicht mehr und
nicht weniger. Für den Augenblick handelt es ſich darum, die
ordentliche Finanzwirtſchaft des Reiches auch während des Krie-
ges in Gang zu halten. Es iſt ein Kriegserfordernis, daß uns
dieſer feſte Boden geſichert bleibt.

Nachdem das deutſche Volk in 20monatigem militäriſchen und
wirtſchaftlichen Ringen mit bewundernswürdiger Einmütigkeit
und beiſpielsloſem Opferſinn ſeinen Entſchluß bewieſen hat, den
ihm aufgezwungenen Daſeinskampf zum ſiegreichen Ende zu füh
ren, iſt kein Zweifel geſtattet, daß es auch die finangtellen Laſten
anf ſich nehmen wird, die dieſes Ziel erhetſcht,

Jn dem Artikel wird noch hervorgehoben: Durch dieVeröffentlichung des Entwurfs eines Kriegsgewinnſteuer-

geſetzes im gegenwärtigen Stadium ſeiner geſetzgeberiſchen



Behandlung ſoll der breiten Oeffentlichkeit und den wirt
ſchaftlichen Organiſationen Gelegenheit gegeben werden,
den für unſere geſamten wirtſchaftlichen und finanziellen
Verhältniſſe bedeutſamen Entwurf frühzeitig einer Prü-
fung zu unterziehen, zu ſeinen Einzelheiten Stellung zu
nehmen und dadurch die Arbeiten der geſetzgebenden Stelle
zu unterſtützen.

Das Kriegsgewinnſteuergeſetz
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ veröffentlicht den Entwurf

eines Kriegsgewinnſteuergeſetzes, aus deſſen Beſtim
mungen folgendes hervorgehoben ſei:

Steuerpflicht der Einzelperſonen.,
1. Die in S 1t des Beſitzſteuergeſetzes vom 8 Juli 1513

vezelchneten Perſonen haben von dem in der Zeit vom 1. Januar
2014 bis zum 31. Dezember 1916 entſtandenen Vermögenszuwachs
zugunſten des Reichs eine beſondere Abgabe (Kriegsvermögens-
zuwachsſteuer) zu entrichten.

S 2. Abgabepflichtiger Vermögenszuwachs im Sinne dieſes
Geſetzes iſt vorbehaltlich der in den Zg 3—6 dieſes Geſetzes vor
geſehenen Abweichungen der nach den Vorſchriften des Beſitz
ſteuergeſetzes feſtgeſtellte Vermögenszuwachs.

3. Von dem nach den Vorſchriften des Beſitzſteuergeſetzes
feſtgeſtellten Vermögenszuwachs iſt abzuziehen: 1. der Betrag
des Vermögens, das n islich im Veranlagungszeitraum durch
Srbanfall, durch Lehen-, Fideikommiß- oder Stammgutanfall,
infolge Vermächtniſſes oder auf andere Weiſe aus dem Nachlaß
eines Verſtorbenen von Todeswegen erworben iſt. Als Erwerb
aus dem Nachlaß gilt auch die Abfindung für die Ausſchlagung
einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes; 2. der Betrag einer im
Veranlagungszeitraum erfolgten Kapitalauszahlung aus einer
Verſicherung nach Abſetzung des bei der Wehrbeitragsveranlagung
feſtgeſtellken oder des auf den Anfang des Veranlagungszeit
raums feſtzuſtellenden Kapitalwerts der betreffenden Ver
ſicherung; 3. der Betrag des Vermögens, das nachweislich im
Veranlagungszeitraume durch Schenkung oder durch eine ſonſtige
ohne entſprechende Gegenleiſtung aus dem Vermögen eines An-
deren ge.nachte Zuwendung (Vermögensübergabe) erworben iſt;

Vermögsbeträge, die nachweislich aus der Veräußerung aus-
ländiſchen Grund oder Betriebsvermögens oder ſonſtiger, Gegen
ſtände herrühren, die zu Beginn des Veranlagungszeitraums zum
nichtſteuerbaren Vermögen des Steuerpflichtigen gehört haben.

S 4. Dem nach den Vorſchriften des Beſitzſteuergeſetzes für
den 31. Dezember 1916 feſitgeſtellten Vermögen ſind hinzuzu-
rechnen die Betiräge, um die der Steuerpflichtige durch Schen
kung oder ſonſtige Vermögensübergabe im Veranlagungszeit-
raume ſein Vermögen vermindert hat. Von der Hinzurechnung
ausgenommen ſind fortlaufende Zuwendungen zum Zwecke des
ſtandescemäßen Unterhalts oder der Ausbildung des Bedachten,
Penſionen und ähnliche Zuwendungen, die ohne rechtliche Ver
pflichtung früheren Angeſtellten und Bedienſteten gewährt
werden, übliche Gelegenheitsgeſchenke, Zuwendungen zu kirch-
lichen, mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken und. ſofern nicht
die Abſicht der Abgabeſparung anzunehmen iſt, Zuwendungen
im Werte von nicht mehr als eintauſend Mark.

8 5. Dem nach den Vorſchriften des Beſitzſteuergeſetzes für
den 31. Dezember 1916 feftgeſtellten Vermögen ſind ferner hin
zuzurechnen Vermögensbeträge, die im Veranlagungszeitraum
in ausländiſchen Grundſtücken und Unternehmungen angelegt
worden ſind, ſowie Bekträge, die im Veranlagungszeitraume zum
Erwerbe von Gegenſtänden aus edlem Metall, von Edelſteinen
oder Perlen ſowie von Kunſt-, Schmuck und Luxusgegenſtänden
aufgewendet worden ſind, ſofern der Anſchaffungspreis für den
einzelnen Gegenſtand oder für mehrere gleichartige oder zu-
r hangende Gegenſtände eintauſend Mark und darüber
deträgt.

S 6. Bei Feſtſtellung des Vermögensſtandes am Ende des
Veranlagungszeitraums dürfen Grundſtücke, die der Steuer-
pflichtige erſt nach dem 1. Auguſt 1914 erworben hat, zu keinem
geringeren Wert als dem Betrage der Geſtehungskoſten ange
ſetzt werden.

S 7. Die beſondere Abgabe wird nur erhoben, wenn der nach
dieſem Geſetze feſtgeſtellte Vermögenszuwachs den Betrag von
dreitauſend (3000) Marküberſteigt.

s 8. Vermögen, die den Geſamtwert von ſechstauſend
Mark nicht überſteigen, unterliegen der beſonderen Abgabe nicht.
Beträgt das Vermögen am Ende des Veranlagungszeitraumes
nicht mehr als 9000 Mark, ſo unterliegt der nach S 7 abgabe-
pflichtige Vermögenszuwachs nur inſofern der beſonderen Ab-
gabe, als durch ihn ein Vermögensbetrag von ſechstauſend Mark
überſchritten wird.

s 9. Die beſondere Abgabe beträgt: für die
erſten 20000 Mk. des Vermögenszuwachſes 5 v. H., für die
nächſten angefangenen oder vollen 80000 Mk. 6 v. H., für die
nächſten angefangenen oder vollen 50 000 Mk. 8 v. H., für die
nächſten angefangenen oder vollen 100 000 Mk. 10 v. H., für die
nächſten angefangenen oder vollen 300 000 Mk. 15 v. H., für die
nächſten angefangenen oder vollen 500 000 Mk. 20 v. H., für die
weiteren Beträge 25 v. H.

S 10. Hat der Steuerpflichtige ein nach den 88 11--19 be-
rechnetes Mehreinkommen gehbabt, ſo wird von dem Ver-
mögenszuwachs in Höhe dieſes Mehreinkommens das Zweifache
der im S 9 beſtimmten Sätze erhoben. Unterliegt hiernach der
Vermögenszuwachs zum Teil dem einfachen, zum Teil dem zwei
fachen Abgabenſatze, ſo ſind die doppelten Sätze von den höheren
Staffelbeträgen zu berechnen,

s in der GeſellſchaftenS 21. Die im S 1 des Geſetzes über vorbereitende Maß-
nahmen zur Beſteuerung der Kriegsgewinne vom 24. Dezember
1915 aufgeführten in ländiſchen Geſellſchaften haben von dem nach
den Vorſchriften des Geſetzes vom 24. Dezember 1915 und der
S 22, 23, dieſes Geſetzes feſtgeſtellten Mehrgewinn eine Abgabe
(Kriegsgewinnſteuer) zu entrichten.

g 22. Für die Feſtſtellung des ſteuerpflichtigen Mehrgewinns
wird der durchſchnittliche frühere Geſchäftsgewinn mit der Maß
gabe berechnet, daß an Stelle von fünf Huntertſteln (F 5 Abſ.
2——5 des Geſetzes vom 24. Dezember 1915) ſechs Hundertſtel zu
Grunde gelegt werden.

s 28. Geſellſchaften, die mehr als ein Fünftel aller Aktien
oder Anteile einer anderen Geſellſchaft der im S 1 Abſ. 1 des
Geſetzes vom 24. Dezember 1915 bezeichneten Art beſitzen, dürfen
on dem Geſchäftsgewinn eines Kriegsgeſchäftsjahres die Mehr-
innahme aus dieſen Aktien oder Anteilen abſetzen.

Als Mehreinnahme gilt der anteilige Betrag, der von derinderen Geſellſchaft (Tochtergeſellſchaft) über den Durchſchnitt

der nach 8 5 Abſ. 1 des Geſetzes vom 24. Dezember 1915 in
Betracht kommenden Jahre hinaus oder, wenn die Geſellſchaft
noch kein volles Jahr vor den Kriegsgeſchäftsjahren beſtanden
hat üWer eine fünfprozentige Dividende oder Ausbeute hinaus in
einem Kriegsgeſchäftsjahr verteilt worden iſt.

Bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien bleiben diejenigen
Gewinnbeträge, welche auf die von den perſönlich haftenden Ge
ſellſchaftern nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen ent

fallen außer Anſatz. e e eg 24. Die Abgabe beträgt für inländiſche Geſellſchaften,
wenn der Mehrgewinn im Jahresdurchſchnitt zwei vom Hundert
des eingezahlten Grund oder Stammkapitals eüelich der bet
Beginn des erſten Kriegsgeſchäftsjahres ausgew eſenen wirklichen
Reſervekontenbeträge nicht überſteigt 10 v. H. des Mehrgewinns,
wenn er 2 v. Hundert, aber nicht 4 v. überſteigt 12 v. H. des
Mehrgewinns, wenn er 4 v. H., aber nicht 6 v. H. überſteigt, 14
v. H. des Mehrgewinns, wenn er 6 v. H., w.
überſteigt 16 v. H. des wenn er 8 v. H., aber ni
10 v. H. überſteigt 18 v. H. Mehrgewinns; wenn er 10 v. H.

aber nicht 12 v. H. überſteigt 20 v. H. des Mehrgewinns; wenn
er 12 v. H., aber nicht 14 v. H. überſteigt 22 v. H. des Mehrge
winns; wenn er 14 v. H., aber nicht 16 v. H. überſteigt 24 v. H.
des Mehrgewinns; wenn er 16 v. H., aber nicht 18 v. H. überſteigt
26 v. H. des Mehrgewinns; wenn er 18 v. H., aber nicht 20 v. H.
überſteigt 28 v. H. des Mehrgewinns; wenn er 20 v. H. über
ſteigt 30 v. H. des Mehrgewinns.

erhöht ſich,Die nach Abſ. 1 feſtzuſetzende Abgabe in den
Kriegsgeſchäftsjahren, wenn der durchſchnittliche Geſchäftsgewinn
10 vom Hundert, aber nicht 15 v. H. des eingezahlten Grund-
oder Stammkapitals zuzüglich der bei Beginn des erſten Kriegs
geſchäftsjahrs ausgewieſenen wirklichen Reſervekontenbeträge
überſteigt, um 10 v. H. ihres Betrags, wenn er 15 v. H., aber
nicht 20 v. H. überſteigt, um 20 v. H. ihres Betrags; wenn er
20 v. H., aber nicht 25 v. H. überſteigt, um 380 v. H. ihres Betrags;
wenn er 25 v. H., aber nicht 30 v. H. überſteigt, um 40 v. H.
ihres Betrags; wenn er 30 v. H. überſteigt, um 50 v. H. ihres
Betrags.

Hat ſich das eingezahlte Grund oder Stammkapital während
der Kriegsgeſchäftsjahre vermehrt, ſo iſt der Berechnung der Ab
gabe ein den Zeitraum, innerhalb deſſen die Geſellſchaft mit dem
veränderten Kapital beſtanden hat, berückſichtigender Durch-
ſchnittsbetrag zugrunde zu legen.

g 25. Ausländiſche Geſellſchaften der im g 1 d. Geſ. v. 24.
Dez. 1915 bezeichneten Art haben die Abgabe von dem nach Maß-
gabe des z 6 Abſ. 1 desſelben Geſetzes feſt geſtellten Mehrgewinne
zu entrichten.

g 26. Die Abgabe beträgt für ausländiſche Geſellſchaften
bei einem Mehrgewinne von nicht mehr als 50 000 Mk., 10 v. H.
des Mehrgewinns; mehr als 50 000 bis zu 100 000 Mk., 15 v. H.
des Mehrgewinns; mehr als 100 000 bis zu 200 000 Mk, 20 v. H.
des Mehrgewinns; mehr als 200 000 bis zu 300 000 Mk., 25 v. H.
des Mehrgewinns; mehr als 300 000 bis zu 500 000 Mk., 30 v. H.
des Mehrgewinns; mehr als 500 000 bis zu 1 000 000 Mk., 35 v. H.
des Mehrgewinns; mehr als eine Million bis zu 2 Million Mk.,
40 v. H. des Mehrgewinns; mehr als zwei Million Mk. 45 v. H.
des Mehrgewinns.

s 27. Die Abgabe wird von den Geſellſchaften inſoweit nicht
exhoben, als ſie den Betrag der nach den Vorſchriften des Geſetzes
vom 24. Dezember 1915 zu bildenden Sonderrücklage überſteigt.

Es folgen Gemeinſame Vorſchriften (88 30--41). Danach
erfolgt Verankagung und Erhebung durch die für die Beſitzſteuer
zuſtändigen Behörden. Außer den zur Abaabe einer Beſitzſteuer-
erklärung Verpflichteten haben alle Einzelperſonen, deren Ver-
mögen ſich ſeit dem 81. Dezember 1913 um mehr als 3000
Mk. auf möündeſtens 7000 Mark erhöht hat, eine
Steuererklärung abzugeben. Gegen en endgültigen Be-
ſcheid ſind die gleichen Rechtsmittel zuläſſig wie gegen den Be
ſteuerbeſcheid; der Beurteilung der Rechtsmittelbehörden unker-
liegt auch der vorläufige Beſcheid. Die Abgabe iſt binnen drei
Monaten nach Zuſtellung des vorläufigen oder endgiltigen Be
ſcheids zu entrichten. Bei Entrichtung der Abgabe werden die
fünfprozentigen Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen
der Kriegsanleihen des Deutſchen Reichs zum Nennbetrag an
Zahlungsſtatt angenommen. Wer wiſſentlich unrichtige oder un
vollſtändige Angaben macht, die geeignet ſind. eine Verkürzung
der Abgabe herbeizuführen, wird mit einer Geldſtrafe bis zum
fünffachen Betrage der gefährdeten Abgabe beſtraft. Neben der
Geldſtrafe kann auf Gefängnis bis zu einem Jahr und neben
der Gefängnisſtrafe auch auf Verluſt der bürgerlichen Ehren-
rechte erkannt werden. wenn die unrichtigen oder unvollſtändigen
Angaben in der Abſicht, die Abgabe zu hinterziehen, gemacht
worden ſind.

Schluß folgt.

Asquiths „Friedensbedingungen“
Rotterdam, 25. Febr. Der „Nieuwe Rotterdamſche

Courant“ meldet aus London: „Mancheſter Guardian“
lobt den Mut der Männer, welche jetzt die Sache des Frie
dens in England verteidigen, obwohl er mit ihrer Auf-
faſſung nicht übereinſtimme. Das Blatt beſpricht ſodann
die von Asquith mitgeteilten Friedensbedingungen und
ſagt, die letzte Bedingung, nämlich eine entſcheidende
Niederlage, ſei ſelbſtverſtändlich, denn wenn Deutſchland
nicht entſcheidend beſiegt ſei, beſtehe keine Ausſicht, die
anderen Bedingungen durchzuſetzen. Das Blatt nennt die
Friedensbedingungen ein ehrgeiziges Programm. Sie
ſeien augenblicklich unmöglich, womit geſagt ſein ſoll, daß
ſie unter den gegebenen Umſtänden ganz außerhalb des
Machtbereichs der Alliierten liegen. Das Blatt fährt fort:
Wenn wir mit den durch Asquith mitgeteilten Friedens-
bedingungen nicht übereinſtimmen, müſſen wir das rund
herausſagen. Stimmen wir ihnen zu, ſo muß das Gerede
über Frieden aufhören und der Krieg fortgeſetzt werden.
Es iſt natürlich auch möglich, den Abſichten Asquiths zu-
zuſtimmen und ſie doch als unerreichbar zu verwerfen.

Unterhaltungen im engliſchen Oberhaus
Lord Beresford ſagte bei der Ausſprache über den Antrag

des Lord Sydenham, nach ſeiner Anſicht wäre der Krieg ſicher
lich ſchon beendet, wenn von vornherein eine vollſtändige Blockade
errichtet und alle für r beſtimmten Güter als Banngut
erklärt worden wären. r Krieg werde von einem aus Dile-
tanten beſtehenden Kabinett geführt, und der Eintritt der Unio
niſten in das Kabinett habe die Kriegführung nur noch verſchlech
ert. Nach Lord Lansdoiwwne ſprach Lord Lorsburn und führte
aus, kein Miniſter habe die Ueberzeugung ausgeſprochen oder
könne eine ſolche vertreten, daß durch einen großen Druck der
Flotte der Krieg zu Ende gebracht werden könnte. Gr wunderte

darüber, daß ein Mann wie Lord Sydenham glaube, daß eine
derartige Methode Deutſchland auf die Knie zwingen könne. Man
dürfe auch nicht ſſen, daß manche Schwierigkeiten mit dem
Neutralen entſtehen könnten zu einer Zeit, wo man auf die Neu
tralen mit angewieſen ſei. Ein Druck der Flotte würde das Ende
des Kriegs nicht nahe bringen. Bei Fortſetzung der Blockade
debatte ſagte Lord Crewe, wenn es auch unmöglich ſei, Deutſch
land ausgu ſo könne man doch nicht der Ausfuhr nach
Deutſchland ruhig zuſehen. Ausländiſche Blätter berichteten über
ernſte Lebensmittelkrawalle in Berlin (1) am 12. Fanuar, die mit
einem ernſten Verluſt an Menſchenleben unterdrückt worden
ſeien. Man dürfe die Schwierigkeiten der Flotte nicht unterſchätzen,

die Deutſchen dazu

Die engliſchen Flieger konnten die deutſchen
Flugzeuge nicht ſehen

Jm engliſchen Unterhauſe ſagte Balfour in Beant-
wortung einer Anfrage: Beim Luftangriff, auf
Lowestoft und Walmer erreichten die feind
lichen Waſſerflugzeuge eine ſehr große Höhe.
Die ſofort zur Verteidigung aufgeſtiegenen Flugzeuge
waren nicht imſtande, den Feind in Sicht zu bekommen.
Tennant ſagte, in Wales erhielt die nächſte Luftſtation um
11 Uhr 35 Min. die Nachricht von dem Angriff und um
11 Uhr 45 Min. ſtieg das erſte Flugzeug auf.

l

ſeine

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

Sitzung vom 25. Februar 1916.
Am Regierungstiſche: v. Loebell.
Präſident Dr. Graf v. Schwerin-Löwitz eröffnete die

Sitzung um 1114 Uhr.
Auf Antrag des Abg. Mathis- Frankfurt (Natl.) namens

der Geſchäftsordnungskommiſſion beſchloß
das Haus, der Abg. Dr. König habe durch die Verleihung
des Charakters als Wirklicher Geheimer Oberpoſtrat mit
dem Range eines Rates 1. Klaſſe Sitz und Stimme im
Abgeordnetenhauſe nicht verloren.

Auf Vorſchlag der h genehmigte das
us die in der allgemeinen Rechnung über den Staats

aushalt und über die Verwaltungseinnahmen und
Ausgaben der Preußiſchen Zentralgenoſſen-
ſchaftskaſſe für 1910 und 1912 nachgewieſenen Etats-
überſchreitungen und außeretatsmäßigen Ausgaben nach
träglich und erteilte wegen der Rechnung der Kaſſe der
Oberrechnungskammer für 1912 Entlaſtung.

Zum Etat des Miniſteriums des Jnnern,
Kapitel

Medizinalweſen,
lag die geſtern mitgeteilte Reſolution der Kom
miſſion und ein Antrag der Fortſchritt-
lichen Volkspartei auf reichsgeſetzliche Regelung des
Haltekinder- und des Wohnungsweſens, auf ſtaatliche Bei
hilfen für Säuglingsfürſorgeſtellen in den Gemeinden und
auf Hineinarbeitung der Reichswochenhilfe in die Reichs
verſicherungsordnung vor.

Abg. Frhr. Schenck zu Schweinsberg (Konſ.): Jm Namen
meiner Freunde ſpreche ich unſerem Sanitätskorps für

hervorragenden Leiſtungen unſere wärmſte An
erkennung aus. Für die Unterärzte möchte ich eine
äußere Anerkennung für ihren Dienſt am Vaterlande an
regen, etwa in der Art der Feldwebelleutnantsſtellen oder
Offizierſtellvertreterſtellen. Hinſichtlich antikonzep-
tioneller Mittel ziehen wir die Reſolution der
Kommiſſion dem Antrage der Fortſchrittlichen Volkspartei
vor, nach deſſen Faſſung unlautere Beſtrebungen unter dem
Deckmantel der Wiſſenſchaft durchſchlüpfen könnten; auch
kann die Polizei kaum entſcheiden, was hier Wiſſenſchaft iſt,
und was nicht. Jm Antrage der Fortſchrittlichen Volks
partei wegen eines Wohnungsgeſetzes beantragen wir, den
Satz „ſofern nicht alsbald eine reichsgeſetzliche Regelung
erfolgt“, zu ſtreichen, da ja ſchon ein preußiſches Wohnungs-
geſetz dem Abſchluß nahe war. Bei Beſprechung der

ſittlichen Zuſtände
in der Kommiſſion wurde die ungeheure Zahl von 500 000
Kindesabtreibungen in einem Jahr bezweifelt, aber die
Regierung hielt an deren Richtigkeit feſt. Wie groß muß
dann erſt die Zahl der heimlichen Sünden auf dieſem Ge
biete ſein! Unſere Kriegsverluſte ſtehen in gar keinem
Verhältnis zu den Verluſten infolge der Unluſt, die Folgen
der Schwangerſchaft auf ſich zu nehmen. Dieſe Kulkur-
krankheit muß zugleich mit den Wunden des Krieges geheilt
werden durch ſittliche Erneuerung unſeres Volkes; durch
kinderreiche Häuſer und ſchärfere Einſetzung ſeiner Arbeits-
kraft kann das deutſche Volk Beides erreichen. Jn unaus-
geſetzter Arbeit liegt das große Heilmittel zur Geſundung.
Jn dem labora! liegt ſchon das ora! Will das Volk ge
ſunden, ſo muß es ſechs Tage arbeiten und den ſiebenten
Tag ſeinem Gott geben. Das innere Geſchwür kann nur in
der Hingabe aller Kräfte an treue Pflichterfüllung geheiltt
werden. Man flüſtert von der Unſittlichkeit in Rußland
bis in das Kaiſerhaus hinauf; und wenn wir einmal mit
geſchichtlichen Dokumenten alles das klarlegen können, was
die Archive noch verſchweigen, dann wird das Volk mit Ent
ſetzen ſehen, welchen Anteil die Unſittlichkeit in höheren
Kreiſen an der Entſtehung dieſes Krieges gehabt hat.
Meine Freunde ſind mit weiterem Ausbau des Mutter und
Kinderſchutzes einverſtanden. (Beifall rechts).

Miniſter des Jnnern v. Loebell: Die vorhandenen
Mängel in der ärztlichen Verſorgung

im Jnlande folgen aus den Verhältniſſen, aus dem großen
Bedarf der Heeresverwaltung. Wegen einiger Abhilfe habe
ich mich mit der Militärverwaltung fortdauernd in Fühlung
gehalten und werde darin fortfahren. Mit Stolz hat der
Abg. Dr. Mugdan auf die

große Heilungsziffer unſerer Verwundeten
hingewieſen. Verdiente Anerkennung haben bei den
Rednern auch die Leiſtungen der Militär-Medizinalver-
waltung gefunden. Dem Dank für die Leiſtungen unſeres
Krankenpflegeperſonals ſchließe ich mich vollſtändig an.
Mit tiefem, ſittlichem Ernſt und warmer üÜberzeugungs
treue hat der Vorredner

die Frage des Geburtenrückganges
vehandelt, die in der Kommiſſion die verdiente eingehende
Würdigung gefunden hat. Es iſt die Frage der Zukunft
für unſer Vaterland. Die Zahlen ſprechen für ſich, und
jeder, der ſein Vaterland liebt, muß die Frage ſehr ernſt
nehmen. Jm Jahre 1876 hatten wir den Höchſtſtand der
Geburtenziffer mit jährlich 40,9 Lebendgeburten auf 1000
Einwohner. Bis 1890 ſank ſie auf 38,2; ſeit 1901 iſt ein
rapides Sinken zu konſtatieren. Damit aber unſere Feinde
daraus keine Schlüſſe auf ein Sinken unſerer Volkskraft
und Schlagkraft im allgemeinen ziehen, muß geſagt werden,
daß 1910 in Frankreich die Ziffer nur 19,6 betrug gegen
30,7 in Deutſchland. Sehr erfreulicherweiſe iſt die Sterb
lichkeitsziffer in Deutſchland außerordentlich günſtig ge
worden und geblieben. Der überſchuß der Geburten über
die Sterbefälle betrug 1910 auf je 1000 Einwohner in
Frankreich 1,0, in Belgien 9,4, in Oſterreich 11,3, in Groß-
Britannien 11,6, in Italien 13,2, in Deutſchland 13,6, in
den Niederlanden 15,1; unter 12 Staaten ſtand Deutſchland
an erſter Stelle, nur die Niederlande wieſen eine noch
günſtigere Ziffer auf. Jn dieſem Kriege wird uns alſo
der Rückgang der Geburten noch nichts ſchaden. Bis zum
nächſten Kriege, den Gott hoffentlich noch lange fernhält,
werden wir auch dieſen Rückgang ſicher überwinden, wenn
alle dazu berufenen Faktoren mithelfen und mit der Regie
rung Hand in Hand arbeiten. Die Regierung hat dem
wichtigen Problem ſelbſtverſtändlich ſchon ſeit längerer Zeit
volle Beachtung geſchenkt. Auf Grund eines Gutachtens
der wiſſenſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen
ſind 1912 die Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten
zu eingehenden Ermittlungen über die Urſachen dieſer Er
ſchein ung aufgefordert worden. Das reiche Material ihrerBerichte iſt in einer eredelſt verarbeifet worden, auf

Grund deren in meinem Miniſterium eingehende Beratun-
gen mit den Vertretern aller Reſſorts und vielen Männern
aus Wiſſenſchaft und Praxis ſtattfinden. Hier iſt klar
geworden, daß einer vollſtändigen Löſung des Problems
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ernſte Schwierigkekten enrgegenſteden. Angeſichts ver lorgen.ehreßen Verluſte dieſes r gewinnt die Frage beſondere
Bedeutung. Auch die wirtchaftlichen Fragen, die volks-
hygieniſchen Möglichkeiten, die Säuglingsfürſorge, das
Hebammenweſen uſw. find erörtert worden. Der Vorſchlag
ihrer Kommiſſion, auf Antrag Faßbender beſchloſſen, ent
ſpricht einem Zentrumsantrage aus dem Reichstage von
1912; er und die Anträge der Fortſchrittspartei werden
eingehende Würdigung finden; auch ich halte die Regelung
des Haltekinder- und des Wohnungsweſens für Landes
ſache. Das Ergebnis der Beratungen in meinem Miniſte
rium wird hoffentlich in abſehbarer Zeit der weiteren
Offentlichkeit zugänglich gemacht werden können. Wir
werden auch die ſich als nötig ergebenden Geſetzesänderun-
en beraten. Aber mit Recht iſt geſagt worden: Staat,
un und Geſetzgebung allein können hier nicht
lfen. Wir wollen uns pede in dieſen Tagen, wo die
rzen angeſichts der herrlichen Erfolge unſerer Armee

höher ſchlagen, unſere Freude nicht verkümmern laſſen,
aber es handelt ſich um eine ernſte Sache, die Männer und
Frauen in allen Schichten unſeres Volkes und nicht zum
Zerigurn in den höheren Schichten angeht. Das iſt das
tief Bedauerliche, daß gerade die Schichten, die vorangehen
ſollten, hier verſagen. Die Frage iſt keine Doktorfrage, iſt
nicht nur eine ſoziale Frage, ſondern eine Frage tief ſitt
licher Natur und deshalb auch nur zu löſen, wenn alle ſitt
lichen Faktoren im öffentlichen Leben mithelfen. Deshalb
mu u n z e Volk aufgeklärt und auf den rechten Weg
urückgeführt werden. Da ſind berufen Kirche und Schule,
rbeitgeber, Genoſſenſchaften, Frauenvereine, ſoziale Ver

eine, kurz alle Faktoren, denen das Wohl des Vaterlandes
tief am Herzen liegt; erſt, wenn alle dieſe Faktoren geweckt
und zur Mitarbeit bereit ſind, können wir den Kampf auf
breiter Grundlage aufnehmen. Jch habe die feſte über
zeugung: auch in dieſem Kampfe werden wir
fiegen. (Beifall.)

Miniſterialdirektor Krohne: Die Frage des Geburten-
rückganges iſt durch den gegenwärtigen Krieg beſonders
dörennend geworden. Jm vorigen Jahrhundert ſtand

die Geburtenziffer in Deutſchland
zwiſchen 45 und 35 auf tauſend. Sie erreichte ihren
Höchſtſtand im Jahre 1876. Dann trat ganz langſam ein
deutlicher Rückgang ein, ſodaß die Zahl 1900/01 35 betrug.
Seitdem haben wir einen furchtbaren Abſturz erlebt, ſo un
erhört, daß in 12 bis 13 Jahren die Ziffer von 35 auf 28
und 27 ſank, wie kein Kulturvolk es bis jetzt in ſo kurzer
Zeit erlebt hat. Für dieſe Abnahme hat Frankreich über
70 Jahre gebraucht. Ohne ſie hätten wir jetzt 254 Millio-
nen Bevölkerung mehr, das wäre ein Vorteil, der angeſichts
der ungeheuren Opfer dieſes Krieges gar nicht hoch genug
bewertet werden könnte. Von vielen Seiten wird geſagt,
daß wir keine Angſt zu haben brauchen, weil wir inbezug auf

die Sterbeziffer
ſo außerordentlich günſtig ſtänden. Das darf uns nicht
täuſchen, denn dieſer Rückgang bedeutet keine Aufhebung,
ſondern nur eine Hinausſchiebung der Gefahr. Seit 1900 hat
die Sterblichkeit um 4,4 Prozent abgenommen, die Ge-
burtenziffer aber um 7,7 Prozent. Die Abnahme der Sterb-
lichkeit wird ihre natürliche Grenze haben, die der Ge
burtenziffer nicht.

Frankreich iſt bereits auf dieſem Standpunkt
angelangt und wird ſich von dem Aderlaſſe dieſes Krieges,
in den es die wahnwitzige Politik ſeiner Staatslenker hin
eingeſetzt hat, vorausſichtlich niemals erholen. Ähnliche
tieftragiſche Erſcheinungen ſehen wir im alten Hellas und
in Rom. Jnſolge des ſittlichen Verfalls zur Kaiſerzeit hatte
Rom nur noch den vierten Teil der wehrfähigen Mannſchaft,
die es in den puniſchen Kriegen hatte, und war dann nicht
mehr imſtande, dem Anſturm ſeiner Feinde Widerſtand zu
leiſten. Das ſoll keine Schwarzmalerei ſein, aber vorſehen
müſſen wir uns bei Zeiten. Von einer Verſchlechte-
rung unſerer Raſſe, die

als Urſache jener Erſcheinung
genannt wird, kann keine Rede ſein. (Lebhafte Zu
ſtimmung). Unſer Volk hat ſo Großes und Erhabenes in
dieſem Kriege geleiſtet, wie vielleicht nicht einmal vor
hundert Jahren. Auch die Abnahme der Eheſchließun-
gen iſt nicht die Urſache, denn ihre abſolute Zahl hat zu
genommen. Ebenſowenig der Alkoholismus, denn
er hat in den letzten 30 Jahren abgenommen, ebenſo die
Geſchlechtskrankheiten, wie die Rekrutierungs-
ziffer der großen Städte beweiſt. Daß

die wirtſchaftlichen Verhältniſſe,

die Berteuerung der Lebensmittel, die
traurigen Wohnungs verhältniſſe in dengroßen Städten den Rückgang der Geburtenziffer mit ver
urſacht haben, iſt nicht zu bezweifeln. Andererſeits hat in
allen Volksſchichten die Lebenshaltung ſich verbeſſert;
die Löhne ſind zum teil auf das Doppelte und Dreifache
geſtiegen. Trotzdem dürfen wir uns nicht der Überzeugung
verſchließen, daß eine Reihe höchſt unerfreulicher Er
ſcheinungen hervorgetreten iſt, die man bei allen raſch zum
Wohlſtand gekommenen Kulturvölkern bemerken kann.

Die Weltanſchauung weiter Kreiſe
findet ihren Ausdruck in einer bedenklichen Umwertung der
Begriffe Ehe und Kinderſegen,; vielfach findet ſich die
Anſchauung, daß Kinderſegen nur eine Laſt ſei, und daß man
ſich der Verantwortung, die er mit ſich bringt, nach Möglich-
keit entziehen müſſe. Dieſe Anſchauung hat namentlich in
der Frauenwelt an Boden gewonnen. Dieſe Frauen ver
geſſen, daß die höchſte ſittliche Beſtimmung der Ehe diereinen des Geſchlechts, die Aufzucht tüchtiger
inder iſt, aber wir dürfen hoffen, daß der wundebar er

hebende vaterländiſche Geiſt, der ſich in dieſem Kriege
betätigt, uns auch nach dem Kriege erhalten bleibt und
dieſe häßlichen Erſcheinungen im Volksleben hinwegfegt.
Eine andere Urſache des Rückganges der Geburtenziffer ſind

die empfängnisverhütenden Mittel,
deren Vertrieb ſich zu einem öffentlichen Skandal entwickelt

(Lebhafte Zuſtimmung). Sie werden in kleinen
Geſchäften jungen Burſchen und Dienſtmädchen aufge
drängt, bis in die entfernteſten einſamen Dörfer kommen
Geſchäftsreiſende, ſogar weibliche, demonſtrieren die Sachen
ſogar praktiſch und erſcheinen nach einem Vierteljahre
wieder, um nach weiterem Bedarf zu fragen. (Hört! hört!)

Die Vernichtung keimenden Lebens
hat erſchreckend zugenommen. Es finden nun in den
Miniſterien eingehende Beratungen über alle dieſe Fragen
ſtatt. Wir müſſen

die Geburtenabnahme aufhalten
und für einen umfaſſenden Säualinas- und Muttferſchut
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In dieſer Beziehung iſt auf Anregung edler
Frauen und Männer, insbeſondere Jhrer Majeſtät der
Kaiſerin, ſeit Jahren unendlich viel geſchehen, um mehr
Kinder am Leben zu erhalten. Beſonders nötig iſt uns der

Mutterſchutz.
In jedem Jahre ſterben in Deutſchland über 6000 Frauen
im Kindbettfieber, 18 Frauen täglich; das iſt eine höchſt
bedauerliche Ziffer. Auch einer Reform des Hebammen-
weſens müſſen wir uns zuwenden. Der Stand der Heb-
ammen muß gehoben werden. Die Hoffnung, daß ſich
nach dem Kriege die Geburtenziffer wieder heben würde,
wie in früheren Kriegen, iſt illuſoriſch, dazu ſind die Ver
luſte denn doch zu groß. Tauſende und aber Tauſende
blühender Männer ſcheiden für die Kindererzeugung aus,
und wir müſſen zunächſt mit einem weiteren Herabſinken
der Geburtenziffern in den nächſten Jahren rechnen. Wir
brauchen aber Zuwachs an Menſchen, um die ſchrecklichen
Verluſte auszugleichen und

um gerüſtet zu ſein,
falls falſche, neidiſche und rachgierige Feinde von Oſt und
Weſt das deutſche Volk wieder überfallen ſollten. Die Ver
mehrung des Volkes iſt auch notwendig, um uns leiſtungs-
fähig zu erhalten auf wirtſchaftlichen und anderen Gebieten.
Gelingt es, dann dürfen wir vertrauen, aber auch nur dann,
daß das deutſche Volk nach dem Kriege

die glänzende Zukunft
erlebt, die wir alle als Preis der unerhörten Opfer dieſes
Krieges erhoffen. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Dr. Faßbender (Zentr.): Die moderne Hygiene hat
in dieſem Kriege die größten Triumphe gefeiert; unſere
Truppen ſind von den größeren Seuchen früherer Kriege
verſchont geblieben. Jn der Säuglingsſterblichkeit ſtehen
wir ungünſtiger da als andere Länder. Dem das Halte-
kinderweſen betreffenden Antrag ſtimmen wir zu. Man
muß an eine geſetzliche

Anzeigepflicht für Tuberkuloſe
denken; ſie iſt auch auf dem Lande meiſtens als Wohnungs-
krankheit anzuſehen; aber auch mangelnde Hautpflege und
Zahnpflege ſprechen mit. Auch kleinere Landkrankenhäuſer
müßten Abteilungen für Tuberkulöſe haben. Die
Krebskrankheiten haben in den letzten zehn Jahren
bedeutend zugenommen und müſſen als anſteckende Krank-
heiten gelten.

Die Geſchlechtskrankheiten
ſtellen bereits eine Verſeuchung der Bevölkerung dar; nach
dem Kriege ſollte niemand entlaſſen und bis dahin niemand
beurlaubt werden ohne Feſtſtellung, daß er nicht geſchlechts
krank iſt. Nur durch große Strenge kann man
der Verſeuchung der Familien vorbeu-
gen. Geſetzlich könnte auch die Eheſchließung von einem
amtsärztlichen Geſundheitszeugnis abhängig gemacht
werden, daß keine übertragbare Geſchlechtskrankheit
beſteht, und leichtſinnige oder fahrläſſige Anſteckung mit
einer Geſchlechtskrankheit beſtraft werden. Die Bera
tungsſtellen für Geſchlechtskrankheiten ſollten der ge
ſamten Bevölkerung dienſtbar gemacht werden; einer An
zeigepflicht ſtehen allerdings pſychiſch-ethiſche Gründe ent-
gegen. Dem Miniſter ſpreche ich im Sinne ſämtlicher Frak-
tionen den wärmſten Dank dafür aus, daß er an die Frage
des Abortus mit vollem Ernſt herangegangen iſt. Die
Regierung ſollte aber auch an eine

RKuderung im Beamtenweſen
denken; es iſt vorgekommen, daß bei Beſetzung einer höheren
Beamtenſtelle bei gleichen Vermögensverhältniſſen ein
Vater mit zwei Kindern einem ſolchen mit vier Kindern
vorgezogen wurde, weil er mehr Mittel für Repräſentations-
zwecke erübrigen konnte. Das muß aufhören. Deshalb
wollen wir auch beantragen, daß die Beamten mit einer
größeren Kinderzahl bei der Beſetzung höherer und einträg-
licher Stellen beſonders berückſichtigt werden. (Beifall.)
Nur ſo kann man in dieſer höheren Schicht Wandel ſchaffen.
Die Beamtengehälter müſſen aus demſelben Grunde einer
Reviſion unterworfen werden. Die Kreiſe mit ſtändiger
Verwendung von Vorbeugungsmitteln ſind ein ethiſch kor-
rumpierendes Element, das ganz nahe an Proſtitution
ſtreift. Das Hebammenweſen muß von Grund aus
reformiert und auch auf die ethiſche Vorbildung der Heb-
ammen hingewirkt werden, denn ſie können die Frauen
dahin beeinfluſſen, daß ſie in der

Mutterſchaft die höchſte weibliche Ehre

ſehen. Der Kernpunkt des ganzen Problems iſt die
moderne Mädchenerziehung. Ein gevwiſſer
äußerer Bildungsfanatismus in unſeren ſogenannten
beſſeren Ständen bringt ganz von ſelbſt die Abneigung
gegen eine höhere Kinderzahl oder gegen Kinder überhaupt
mit ſich. Ohne eine religiöſe Erneuerung des Volkes
werden aber die erwähnten Mittel verſagen. Hier muß

mit dem größten ſittlichen Ernſt
vorgegangen werden. Das deutſche Volk iſt noch nicht ent
artet, aber die höchſte Gefahr beſteht.

Abg. Dr. Lohmann (Natl.): Die Frage des Ge
burtenrückganges iſt eine Lebensfrage unſeres
Volkes;

eine wirtſchaftliche Frage iſt ſie nicht,
denn zur Zeit ſtarken Abſturzes der Geburtenziffer hatten
wir einen wirtſchaftlichen Aufſchwung. Wir wollen nicht auf
die Kulturhöhe Englands und Frankreichs herabſinken. Die
Eheſchließungen haben nur minimal abgenommen, das Ehe
ſchließungsalter aber hat ſich erhöht. Die Gebärfähigkert
hat nicht abgenommen; bleiben die Eingriffe in die
Schwangerſchaft. Sie graſſieren auf dem Lande in unglaub-
lichem Maße, und die Widerſtandsfähigkeit der Arzte da
27 nimmt ab. Am ſtärkſten iſt die Abnahme der Ge
urtenziffern bei wohlhabenden Eltern und in den Groß-

ſtädten mit großem wirtſchaftlichen Aufſchwung. Von 1907
bis 1911 hat ſich die Zahl der evangeliſchen, Volksſchulkinder
um 500 000 weniger vermehrt, als die der katholiſchen. Eine
Abhilfe iſt dadurch möglich, daß bei Bemeſſung des Gehalts
für höhere und mittlere Beamte die Zahl ihrer Kinder be
rückſichtigt wird. Auch muß mehr Ehrfurcht vor Frauen
mit vielen Kindern geweckt werden. (Lebhafte Zuſtimmung.)
Eine weitere Urſache iſt die zunehmende Vergnügungsſucht
und der Hang, das Leben möglichſt ungeſtört zu genießen.
Hier liegt ein weites Feld für die Betätigung der Kirche.
Aber wir müſſen nicht nur für kommende Geſchlechter ſorgen,
ſondern auch für die Erhaltung des gegenwär-
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Die heutige Fortſetzung unſeres Romans „Der
große Erzieher“ erſcheint aus Raumgründen

ausnahmsweiſe in der nächſten Kusgabe.

tigen Kinderſchatzes. Ein Volk, das ſo derſpie loſeSyſer bringt, wie ba Sunwe jetzt, wird nicht in ſein Ver

derben rennen wollen.
Miniſterialdirektor Dr. Kirchner: Der ÄArztemangel in

einigen ländlichen Diſtrikten rührt zumeiſt von den Einb
rufungen her.

Zur Erleichterung des ärztlichen Studiums
wird den Studenten, die vor ihrer Einziehung noch nicht
edient haben, ein Semeſter des Kriegsdienſtes auf das

Studium und unter beſtimmten Vorausſetzungen die
übrige m auf das praktiſche Jahr angerechnet
werden. ie Einrichtung großer Forſchungsinſtitute für
Seuchen hat es uns ermöglicht, neue Sera herzuſtellen, mit
denen die früher ſo ſehr gefürchteten Seuchen erfolgreich be
kämpft werden konnten. Gegen die übertragbaren Ge-
ſchlechtskrankheiten werden wir die ſtrengſten Maßnahmen
treffen, wenn wir auch den Wunſch auf Anzeigepflicht nicht
nachkommen können, weil ſie nur zu
heimlichung führen würde. Der Bekämpfung der Kinder
ſterblichkeit werden wir dieſelbe Fürſorge widmen, wie der
Bekämpfung des Geburtenrückganges.

Abg. Hirſch-Berlin (Soz.): Nach unſerer Anſicht legt
die Urſache des Geburtenrückganges doch auf
wirtſchaftlichem Gebiet. Dem Antrag betreffend Verbot
antikonzeptioneller Mittel können wir nicht zuſtimmen, da
wir uns von einer rein polizeilichen Maßnahme keinen Er-
folg verſprechen. Dagegen iſt eine Regelung des Haltekinder-
weſens und des Wohnungsweſens notwendig. Der Gébur-
tenrückgang und die Säuglingsſterblichkeit können nur
durch erweiterten Schutz der Schwangeren, Wöchnerinnen
und Stillenden bekämpft werden; die Mittel dafür muß das
Reich den Kommunen zur Verfügung ſtellen.

Abg. Dr. Wagner (Freikonſ.): Den Zentrumsantrag auf
größere Berückſichtigung von Beamten mit kinderreichen
Familien bitten wir an die Kommiſſion zu verweiſen.
Gegen den Geburtenrückgang müſſen alle geeigneten Maß
nahmen ergriffen werden. Ich denke aber nicht. daß das
deutſche Volk bereits den Gipfelpunkt ſeiner Entwicklung
erreicht hat.

Die Debatte wurde geſchloſſen, die Kommiſſions
reſolutionen und der Antrag Aronſohn (Fortſchr.
Vpt.) betreffend Wohnungsgeſetz wurden ange-
nommen. Der Antrag Aronſohn betreffend Regelung des
Haltekinderweſens wurde der Juſtizkommiſſion überwieſen,
der Antrag Aronſohn betreffend Säuglingsfürſorge und
Reichswochenhilfe, der Haushaltskommiſſion. Der Zentrums
antrag auf Berückſichtigung von Beamten mit kinderreichen
Familien wurde abgelehnt und der Etat des Medizi-
nalweſens angenommen.

Über den Etat der
Handels und Gewerbeverwaltung

berichtete
Abg. Dr. Oeſer (Fortſchr. Vpt.): Den aus dem Kriege

heimkehrenden Angehörigen des Mittelſtandes
ſoll durch Darlehen von Hilfskaſſen die Wiedererrichtung
ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz ermöglicht werden. Die Koſten
ſollen die Provinzen aufbringen. Der Finanzminiſter hat
ſich bereit erklärt, ihnen Zuſchüſſe in gleicher Höhe zu geben
den leiſtungsſchwachen Provinzen eventuell mehr. Die Be-
ſtrebungen,

eine deutſche Modeinduſtrie
ins Leben zu rufen, verheißen Erfolg; die wirtſchaftliche Be
deutung dieſer Freimachung vom Auslande würde ſehr groß
ſein. (Beifall.)

Das Haus vertagte die weitere Beratung auf Sonn
abend 11 Uhr; vorher Antrag Büchting, betr. Ergänzung
des Geſetzes, betr. Beiträge für die gewerblichen und kanuf-
männiſchen Fortbildungsſchulen.

Schluß nach 5 Uhr.

Herrenhaus
Sitzung vom 25. Februar 1916.

Präſident Graf v. Arnim-Boitzenburg
Sitzung nach 214 Uhr.

Nach der Verwundung des Prinzen Oskar v. Preußen
hat der Präſident in Telegrammen an Seine Majeſtät den
Kaiſer und den Prinzen Oskar der Teilnahme des Herren
hauſes Ausdruck gegeben; vom Kaiſer und dem Prinzen find
Danktelegramme eingelaufen.

Verſtorben ſind ſeit dem letzten Zuſammenſein des Hauſes
v. Kalckſtein-Woſchau, Generalſuperintendent a. D. Faber,
Oberbürgermeiſter Veltman Aachen, ſeit 1905 auch Schrift
führer des Hauſes; der Präſident widmete ihm einen ehren-
den Nachruf. Das Haus ehrte das Andenken der Dahin
geſchiedenen in der üblichen Weiſe.

Neu berufen ſind Landrat v. Wedel- Eisleben auf Prä-
ſentation des Familienverbandes derer v. Wedel, ferner am
27. Januar aus beſonderem Königlichen Vertrauen Karditnal
v. Hartmann, Fürſtbiſchof Dr. Bertram, Präſident des
Evangeliſchen Oberkirchenrats D. Voigts, Generalſuper
intendent a. D. Heſekiel, Generalſuperintendent Händler-
Berlin, Kloſterprobſt Graf v. Platen-Hallermund, Graf
v. WalderſeeWaterneverstorf, Geh. Kommerzienrat v Fried-
länder-Fuld, Geh. Kommerzienrat Springorum, Dr

v. Martius. dEingetreten iſt der ſchon früher berufene Oberbürger-
meiſter CloſtermannKoblenz.

Von den inzwiſchen eingegangenen Vorlagen uſw. wurde
Mitteilung gemacht.

Die 10. Kommiſſion hat den Entwurf eines
Fiſchereigeſetzes in fünf Sitzungen beraten und mit
einigen Anderungen angenommen, die aber grundlegende
Beſtimmungen des Entwurfs nicht berühren.

Referent Graf v. Balleſtrem: Das Waſſergeſetz iſt gleich
ſam der große Bruder des Fiſchereigeſetzes. Man nahm des
halb im Waſſergeſetz ſchon Rückſicht auf die Fiſcherei und im
vorliegenden Geſetzentwurf Bezug auf das Waſſergeſetz. Für
den dringend nötigen Erſatz eines Teiles unſerer Fleiſch
nahrung und anderer Genußmittel müſſen unſere Fiſcherei-
gewäſſer ordnungsgemäß und mehr als bisher ausgenützt
und die Fiſcherei deshalb auf eine volkswirtſchaftliche Baſis
geſtellt werden. Der Geiſt des vorliegenden Geſetzentwurfes
ſt vollkommen modern. Der Referent gab eine erſchöpfende
Überſicht über das in dem Geſetzentwurf entbaltene Recht und
beſprach ſeine Allgemeinen Vorſchriften, die Vorſchriften
über die am über Beſchränkungen der

es

eröffnete die

Ausübung des Fiſchereirechtes, über Fiſchereigenoſſen-
ſchaften, Fiſchereibezirke, Fiſchereiſcheine und Erlaubnis-
ſcheine, die Bezeichnung der Fiſcherzeuge, den Schutz der
g. erei, die Fiſchereiverwaltung, die Strafvorſchriften und
e den ten de Weg da Wehenmit dem Ausdrucke der riedigung, reu

der h Zeit und Ruhe finde, an der

ausgedehnterer Ver



Varbwirtſchaftsminiſter Dr. Freiherr v. Swhorlemer er
n g5 m Großen d Ganzen mit den Kommiſſions

en einverſtanden.
d der Spezialdebatte wünſchte bei S 4, der das Fiſcherei

recht umgrenztGraf v. Behr, daß der ärmeren Bevölkerung an der un
teren Oder das Gewohnheitsrecht des Muſchelharkens zur
Schweinefütterung gelaſſen und daß der Gebrauch des Aal
ſpeers weiter erlaubt würde.

Landwirtſchaftsminiſter Dr. Freiherr v. Schorlemer ſagte
möglichſtes Entgegenkommen, eventuell Übergangsbeſtim-
mungen zu, auf eine Anfrage des Grafen v. Mirbach-Sor-
quitten bezeichnete der Miniſter den Krebs nach wie vor als

Ge-enſtand des erPrinz zu Schönaich-Karolath wünſchte bei S 95, die
Sportangler-Gebühren, je fünf Mark, für Fiſchereizwecke
verwandt zu ſehen.

Graf von der Recke beantragte, einheitlich für alle
Fiſchereiſcheine je 2 Mark zu erheben.

Auf eine Frage von Dr. Dernburg nach den vorausſicht-
lichen Einnahmen erwiderte Miniſter von Schorlemer, daß
die Zahl der vorhandenen Fiſcher nicht feſtſtehe, ſie werdeauf d 10 000 geſchätzt.

Oberbürgermeiſter Dr. Johannſen ſprach gegen die
Sportangler-Gebühr, die meiſt kleine Leute treffen würde.

Der Kommiſſionsantrag, daß Fiſchereiſcheine ſtempel
frei ſind und daß Sportangler für eine Jahreskarte fünf
Mark, für eine Monatskarte 1 Mark zu zahlen haben,
und das Geſetz nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen wurde an
genommen.

Weitere Vorlagen (Anderung einer Beſtimmung zur
General-Synodalordnung und Anderung der Verordnungen
betreffend Wiederaufbau der zerſtörten Ortſchaften in
Oſtpreußen) wurden ohne Debatte einſtimmig erledigt.

Sonnabend 12 Uhr kleinere Vorlagen.
Schluß 434 Uhr.

Provinz Sachſen und Umgebung
Aus Landes und Stadtparlamenten

Verbandstagungen Wahlen
Deſſau, 25. Febr. (Dem Landtage) iſt eine weitere

Vorlage der Herzoglichen Staatsregierung zugegangen. Sie
betrifft den Verkauf fiskaliſchen Gekländes bai Cos-
wig an die Weſtfäliſch-Anhaltiſche Sprengſtoff-
Aktien geſellſchaft. Die Geſellſchaft beabſichtigt eine aber-
malige Erweiterung ihrer Fabrikanlagen und hat zu dieſem Zwecke
um käufliche Abtretung einer etwa 11,1 Hektar großen Fläche fis-
kaliſchen Geländes nachgeſucht. Bedingung des Verkaufs iſt nach
dem Antrage der Hergoglichen Stagatsregierung, daß die Käuferin
auf den verkauften Grundſtücken keine Anlage zur Herſtellung von
Sprengſtoffen errichtet.

Leipzig, 25. Febr. (20 Proz. Steuern mehr.) In
r letzten Stadtverornetenſitzung ſtand der Haushaltsplan für

1916 zur Beratung. Es wurde eine Steuererhöhung von 145
Prozent im Vorjahre auf 165 Prozent in Ausſicht genommen.

W. Appenrode, 25. Febr. (35 Proz. Steuerzuſchlag
mehr.) Wie die „Nordhäuſer Zeitung“ meldet, wurde in der Ge
meindeverſammlung beſchloſſen die Gemeindeſteuern von 165 auf
200 Prog. zu erhöhen.

S

Z.

er

Vereinsverſammlungen, Unterhaltungen aller Art
K. Bitterfeld, 25. Febr. (Vater ländiſcher Abend.)Der geſtern von der hieſigen Ortsgruppe des Deutſchen

Wehrvereins“ zum Beſten der Hinterbliebenen gefallener
Bitterfelder Krieger veranſtaltete 4, Vaterländiſche Abend war
recht zahlveich beſucht. Alle Milwirkenden ernteten für die darge
e Kunſtgenüſſe reichen Beifall. Der Ertrag des Abends war
ein er.Weißenfels, 25. Febr. (Obſt- und Gartenbauver-
ein Weißenfels.) Jn der Hauptverſammlung wurde der
Handelsgärtnereibeſitzer Fricke wieder zum Vorſitzenden ge
wählt. Bei den Verhandlungen wurde u. a. erwähnt, daß die
Stadt auf einem 18 Morgen großen Gelände eine größere Obſt
anlage mit 650 Bäumen und eine weitere Anpflanzung mit
124 Birnbäumen an der Tagewerbener Straße geſchaffen hat.
Sie hat die Abſicht, einen Teil der ſtädtiſchen Anlage in eigene
Benutzung zu nehmen und den geernteten Anhang zu angemeſſe
nen Preifen an die Bevölkerung abzugeben

Lebens und Genußmittelfragen
Schleiz, 25. Febr. (Regelung der Fleiſchverſor-

gung.) Jn der jüngſten Sitzung der oberländiſchen Prejsprü-
funoeſtelle gab der Vorſitzende u. a. Aufklärungen über die ge
troffenen Maßnahmen in der Fleiſchverſorung (Viehausfuhrverbot
uſtw.). Durch das beſchränkte Verbot ſoll namentlich der „wilde
Viehhandel“ beſeitigt und der übermäßigen Viehausfuhr ge
ſteuert werden. Die bisherigen wirtſchatlifchen Beziehungen zu
den Nachbarſtaaten ſollen, ſoweit möglich, wenn auch vorläufig in
beſchränktem Umfange, aufrecht erhalten werden, vorausgeſetzt, daß
die Gegenfeitigkeit vorliegt. Die Preisprüfungsſtelle ſprach ſich
ferner für die Gründung eines Viehhandels verbandes
für die thüringiſchen Staaten unter Anſchluß
an die Provinz Sachſen aus. Die Preisprüfungsſtelle
will, beim Generalkommando des 11. Armeekorps Feſtſetzung von
Höchſtpreiſen für junge Schweine beantragen.

Aus Thüringen, 25. Febr. (Die Butterkarte.) Säntk
iche Städte Thüringens führen die Butterkarte zum 5. März ein.

Magdeburg, 25. Febr. (Ein Fleiſchereibetröeb
berboten.) Unter dieſer Spitzmarke ſchreibt die „M. 3.
Der Betrieb des Fleiſchermeiſters Max Vogeler in Magdeburz,
Breiteweg 131, wurde wegen Unzuverläſſigkeit poligeilich unter
ſagt. Ueber den nun geſchloſſenen Vogelerſchen Betrieb ging
fünſt unwiderſprochen die Nachricht durch die Preſſe, daß ein Feld
grauer, der in der Konſervenbranche beſchäftigt iſt, feſtgeſtellt habe,
daß die bon Vogeler für das Heer gelieferten Büchſen mit Rol
wurft nichts weiter als Blut, untermiſcht mit wenigen
Stückchen Fleiſch enthielten. Vielleicht gab dieſer Vorwurrf den
Anlaß zu der behördlichen Maßnahme.

Vieh und andere Märkte
Bad Sulza, 25. Febr. (Schweinemarktk.) Die Zu-

fuhr auf dem Schweinemarkt wies 8 Läuferſchweine und 86 Saug-
ſchweine auf. Es wurden bezahlt für das Paar Läufer 160 bis
210 Mk., für Saugſchweine 55 Bis 90 Mark.

Von der Unſtrut, 25. Februar. (Marktbericht.) Jn
der kehten Woche koſteten Kartoffeln 50 Kilo 8,50——38,90 ME.,
Delikateß und Salatkartoffeln 6—-7, Auguſter 8--10, Zwiebeln 15
bis 18, Kohlrüben 3-4, Grun oder Krautkohl 8--9. Möhren 5-,
Karotiten 7—8, Spinat 14——16, Weißkraut 9--11, Wirſing 18—20,
Rotkohl 20--22, Kohlrabi, Schock 3--3,50, Meerrettich 12—-15,
ſtarker 16--22, ſchwarzer Rettich 4—-b, Sellerie 4--8, Roſenkohl
20 Kilo 40--45, rote Rüben T-s Mk. Obſt 50 Kilo: Koch
äpfel 10-14, Eß- und Tafeläpfel 18--25, Kochbirnen 12-14,

300; Truten 1,40--1,70; Enten Stück 8,50 6,00, Hühner 2—4,rung perlhühner 250.800 Mart. vVulle

Kus Halle und Umgebung
Halle, den 26. Februar.

Die Saldaten und die Butterbrotkarte
Jn einem Berliner Blatte leſen wir nachſtehende Bemer

kungen, die durchaus auch auf Halle zutreffen: Wie man weiß,
bekommen unſere Soldaten keine Brotkarten. Da nun nach der
neueſten Regelung Butter nur noch gegen Vorweiſung der Brot
karte verabfolgt wird, ſo ergibt ſich die immerhin befremdliche
Tatſache, daß die Soldaten in den Geſchäften keine
Butter kaufen können. Denn die Ladeninhaber würden ja
beſtraft werden, wenn ſie Butter ohne Brotkarte abgeben wür-
den. Und doch braucht der Soldat, der hier in Garnifon liegt
und ſeine militäriſche Ausbildung erhält, notwendig etwas
Butter zu ſeinem Kommißbrot. Das „Schmalz“, das ſonſt als
ſoldatiſcher Aufſtrich auf das Brot beliebt war, iſt ſelten ge
worden, ſeltener noch als die Butter. Und jetzt wird dem Sol
daten auch der Butterbezug m r Wie wir hören, iſt es
ſeit Einführung der neuen Regelung des Butterverkaufes in
den Buttkergeſchäften, die in der Nähe von Kaſernen gelegen ſind,
täglich unzählige Male vorgekommen, daß Soldaten Butter
kaufen wollten und doch zurückgewieſen werden mußten, weil ſie
keine Brotkarke beſaßen. (Das Gleiche iſt auch in Halke viel
fach geſchehen.) Hier enthält die Verordnung über den Butter
verkauf entſchieden einen fühlbaren Mangel. Denn es muß als
eine Unbilligkeit bezeichnet werden, daß Soldaten, die dem
Vakerlande dienen, beim Butterbezug anders geſtellt ſein ſollen
als die Zivilbevölkerung. Entweder man mache für die Solda
ten, die ja durch ihre Uniform ausgewieſen werden, eine Aus
nahme vom Zwange der Brokkartenvorweiſung, oder der Butter
verbrauch der Krieger werde durch die militäriſchen Behörden
geregelt.

Kriegshyänen hinter der Front
Faſt täglich lieſt man jetzt in Zeitungen und ſonſtigen Druck

ſachen vielverſprechende Angebote für Krieger, Kriegsverletzte und
ihre Angehörigen. Die Ermittelungen erbrachten, daß es ſich hier
bei nicht ſelten um ſchwindelhafte Anpreiſungen bandelt, Hoher,
mitunter in die Tauſende gehender Verdienſt ſoll befonders durch
den Vertrieb von Waren, durch die Anſchaffung von Stickereiein
richtungen, Webemaſchinen, Strickmaſchinen, Stopfwerkzeungen und
die Ueberznahme von Heimarbeiten zu erzielen ſein. Recht häu
fig werden Lizenten oder Beteiligungen an einer Geſellſchaft zur
Ausbeutung von Erfindungen angeboten. Vor dieſen Kriegs
hhänen, welche die durch den Krieg geſchaffene Notlage ihrer Mit-
menſchen auszubeuten ſuchen, kann nicht oft und nicht dringend
genug gewarnt werden. Die überall beſtehenden Einrichtungen der
Kriegsverletztenfürſorge, die Arbeitsnachweiſe, die Rechtsaus
kunftsſtellen gewähren jederzeit gerne Rat und Auskunft. Da-
neben iſt auch die Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindel-
firmen in Lübeck bereit, Auskunft zu erteilen und geſchädigten
Perſonen nach beſten Kräften zu helfen. Minderbemittelte erhal
ten Rat und Auskunft in allen Rechtsangelegenheiten bei der
ſtädtiſchen Rechtsauskunftsſtelle in Halle a. S.,
Schmeerſtraße 1 II. Sprechſtunden: Dienstag nachm. von 25
Uhr, Mittwoch vorm. von 1014122 Uhr, Donnerstag vorm, von
8—-9 Uhr und 10141 Uhr.

Keine unbeſetzten Wagen erſter Klaſſe
Wagen mit Abteilen erſter Klaſſe müſſen zuweilen in Perſo-

nenzüge eingeſtellt werden, welche die erſte Klaſſe nicht führen.
Es geſchieht dies, um der Verzögerung des Wagenumlaufs ent
gegenzuwirken. Die Abteile erſter Klaſſe durften in ſolchen Fäl-
len nicht beſetzt werden, da Fahrkarten zur Benutzung dieſer Wa
genklaſſe den Reiſenden nicht verkauft werden konnten. Um nun
die Abteile nicht unbeſetzt zu laſſen, hat die Staatsbahnverwaltung
angeordnet, daß in ſolchen Fällen die erſte als zweite Klaſſe ge
kenngeichnet und benutzt werden ſoll. Entweder werden hierzu um
wendbare Klappſchilder verwendet, oder es werden an den Abteil-
fenſtern Tafeln mit der Aufſchrift „Nichtraucher, 2. Klaſſe“ oder
„Frauen, 2. Klaſſe“ angebracht, je nachdem es für die Einteilung
des betreffenden Zuges notwendig iſt.

Gemeindevertreterſitzung in Diemitz
Die erſte Sitzung der Gemeindeberkreiung zu Diemitz im

neuen Jahre begann der Gemeindevorſteher mit einem Ueberblick
über den Stand der Verwaltung und insbeſondere über die Lei
ſtungen auf dem Gebiete der Kriegswohlfahrtspflege.
Die Gemeinde hatim Kalenderjahr 1915 unmittelbar Auf
wendungen für Kriegswohlfahrtspflege in Höhe von rund 27 500
Mark gehabt, d. h. faſt in der gleichen Höhe, die das Einkommen-
ſteuer ſo II ausmacht, dabei ſind nicht einbegriffen, einmal die
Staats und Kreisunterſtützungen rund 78 000 Mk. und
dann die weiteren beſonderen Leiſtungen der Gemeinde,
deren Aufwendungen ihr wieder erſtattet werden, alſo unter
anderem insbeſondere die Auslagen für Arbeitslöhne für die
von der Gemeinde für Rechnung des Kriegsbekleidungsamts in
Magdeburg beſchäftigten Kriegerfrauen, für die Beſchaffung von
Wolle, für Schaffung der Einrichtungen zur Unterbringung der
Geneſenenkompagnie uſw., die auch eine ſehr beträchtliche Höhe
erreichen. Hinſichtlich des allgemein anerkannten Lebens
mittelverkaufes der Gemeinde erwähnte der Vor
ſitzende, daß dort im erſten halben Jahre des Beſtehens eiwa
22 000 Mark umgeſetzt worden ſind und daß die Umſätze an den
einzelnen Verkaufstagen jetzt ſtets zwiſchen 12—-1300 Mark be
tragen; es kauft etwa die Hälfte der Einwohnerſchaft ſtändig
ihren Lebensmittelbedarf bei der Gemeinde-Lebensmittelſtelle.
Jm Anſchluß daran wurden die für die Beſchaffung der Pekro
leum- und Buttermarken aufgewendeten Mittel nachbewilligt
und weiter beſchloſſen, die der Gemeinde bei der Kartoffel-
verſorgung dadurch entſtehenden Koſten, daß für Kartoffeln
nur der Höchſtpreis vereinnahmt, aber ein höherer Einkaufspreis
gezahlt werden muß, auf Gemeindemitkel zu übernehmen, ſo-
weit die Koſten nicht von der Reichskartoffelſtelle erſtattet werden
ſollten. Demnächſt machte der Vorſitzende der Verſammlung
Mitteilung von der Spende der Firma Ludwig Kathe u.
Sohn, beſtehend in 2 Fahrrädern für die Zwecke der Feuer
wehr. Die Verſammlung nahm mit beſonderem Danke von
dem Geſchenke Kenninis. Zum nächſten Punkt beſchloß die
Verſammlung mit Rückſicht auf die beſonderen örtlichen Ver
hältniſſe insbeſondere auf das Beſtehen des eigenen Lebens
mittelverkaufes vorläufig von der Einrichtung einer Preis
prüfungsſtelle abzuſehen, weil nicht erforderlich; gege
benenfalls könne der Sache im Bedarfsfalle nochmals näher ge
treten werden. Zu Punkt 4 der Tagesordnung ſtimmte die
Gemeindevertretung einem Vergleiche zwiſchen den Gemein
devorſtänden von Büſchdorf und Diemitz wegen der Schul
la ſt en forderung für 1914 gegen die Gemeinde Büſchdorf zu.
Ebenſo erklärte ſich die Verſammlung mit den vorgeſchlagenen
Aenderungen hinſichtlich des Bauplanes für das Kinder-
heim unter Bewilligung der entftehenden Mehrkoſten einver-
ſtanden. Als dringlich beſchloß die Gemeindevertretung die
Vorlage des Gemeindevorſtehers wegen Herſtellung der Ber
liner Straße zwiſchen der Werderſtraße und der alten
Berliner Straße anzuſehen; die Vorlage fand grundſätzlich
Zuſtimmung. Es folgte eine nicht öffentliche Sitzung.

Städtiſche Frauenſchule. Für die Oſtern uen beginnenden
Kurſe an der Städtiſchen Frauenſchule iſt eine möglichſt baldige
Anmeldung erwünſcht. Da es fich auch um Kurſe handelt, zu
denen wegen der ſtarken Mitarbeit der Schülerinnen wur eine be
ſtimmte Anzahl zugelaſſen werden kann, wie z. B. Haushaltungs
unterricht und Säuglingspflege, und daher beſtimmte Stunden
auf verſchiedene Tage verteilt werden müſſen, wie die Arbeit im
Kindergarten, iſt eine Ueberſicht über die Zahl der Teilnehmerin
nen ſchon jetzt nötig. Anmeldungen nimmt die Divektorin der

in der Aidniſcher Araehn

Boörſen und Handelsteil
Deviſenkurſe

Berlin, 25. Jebruar. Die telegraphiſchen Ausſtellen ſich beite in gravbifchen Auszablungen
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Börſenſtimmungsbild

Berlin 25. Febr. Die Stimmung blieb im Börſenberkehr
im allgemeinen feſt. Lebhaft zu höheren Kurſen gehandelt wur,
den wieder Rüſtungswerke wie KölnRottweiler, Rheinmetah
Deutſche Waffen und Löwe, ſowie Schwachſtromaktien wie Mir
und Geneſt und Lorenz. Die übrigen Marktgebiete waren ſtill
und wenig verändert. Schiffahrtsaktien etwas nachgebend. Für
heimiſche Renten zeigte ſich etwas Jntereſſe. Die Bilanz der
Berliner Handelsgeſellſchaft wurde im allgemeinen günſtig
beurteilt und wie die anderen bisher veröffentlichten be

Abſchlüſſe, der feſten Grundſtimmung einen guten
u

Getreidebericht

Berlin, 25. Febr. Jn der Lage des Produkienmarktes iſt

lich klein. Andererſeits hielt ſich auch die Kaufluſt in vecht
mäßigen Grenzen und beſchränkte ſich auf die notwendigſten Er.
forderrriſſe. Mit Ausnahme von Maismehl, für das die

derungen wiederum etwas erhöht waren, waren die. Preiſe
im allgemeinen wenig verändert. Wetter: trübe.

Ff Rheiniſch-Weſtfäliſche BodenCreditBank, Köln, Jn der
unter dem Vorſitz des Herrn e Juſtizrats RobertEſſer ſtattgehabten 21. ordentlichen GeneralVerſanrmlun
wurde die vorgelegte Bilang nebſt Gewinn und Verluſt Conto
einſtimmig genehmigt und dem Vorſtande und Aufſichtsrate Ent
laſtung erteilt. Es wurde beſchloſſen, 7 Proz. Jahres-

dividende auf das eingezahlte Aktienkapital zur Verteilung
zu bringen und ſolche ſofort auszugahlen. Von den nach dem

urnus aus dem Aufſichtsrate ausſcheidenden Aufſichtsratsmit-
gliedern wurden wiedergewählt und die Herren Geheimer Kom.

merzienrat Dr. Louis Hagen, Köln, Fabrikbeſitzer Gottlier
von Langen, Köln und Kommerzienrat Wilh. Pfeiffer,
Düſſeldorf; an Stelle der auf ihren Wunſch hin ausſcheidenden
Herren Kommergzienrat Albert Heimann, Köln. und Direktor
Hans Wintkerfeldt, Berlin wurden neu in den Aufſichtsrat ge
wählt die Herren Dr. jur. Otto Strack, Direktor des J
Schagffhauſenſchen BankVereins, Köln und Dr. H. Schacht
Direktor der Nationalbank für Deutſchland, Berlin.

CLetzte Telegramme
Heftige Erdbeben in Niederländiſch-Judien

Amſterdam, 25. Febr. Ein hieſiges Blatt meldet aus
Batavbia, daß in Tapanuli und Asſchan heftige
Erdbeben ſtattgefunden haben. Die Verluſte an
Menſchen leben ſind noch nicht bekannt.

e

(Wiederholt. Schon in einem Teil der geſtrigen
Nachmittags- Ausgabe enthalten.

Der Bericht des Großen Hauptquartier
Großes Hauptquartier, 25. Februar.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
Auf dem rechten Maas Ufer wurden auch geſtern

die ſchon berichteten Erfolge nach verſchiedenen Richtungen
ausgewertet. Die befeſtigten Dörfer und Höfe Champ-
neuville an der Maas, Cotelettes, Marmont,
Beaumont, Chambrettes und Ornes wurden
genommen, außerdem ſämtliche feindlichen Stel-
lungen bis an den Lounvemont- Rücken ge
ſtürmt.

Wieder waren die blutigen Verluſte des Feindes außer
ordentlich ſchwer, die unſerigen blieben erträglich. Die
Zahl der Gefangenen iſt um mehr als 7000 auf über 10 000
geſtiegen, über die Beute an Material laſſen ſich noch kein
Angaben machen.

Oeſtlicher und Balkan Kriegsſchauplatz
Keine Ereigniſſe von beſonderer Bedeutung.

Oberſte Heeresleitung.

Zur Beſchlagnahme deutſcher Schiffe

Hiorzu wird uns noch weiter gedrahtet:
Berlin, 25. Febr. Zu der Meldung über die Juternie-

rung deutſcher Dampfer durch Portugal erfahren wir, daß in
portugieſiſchen Häfen überhaupt nur ein Dampfer interniert iſt
Die übrigen deutſchen Dampfer, welche in portugieſiſchen Häfer
liegen, befanden ſich bereits bei Kriegsausbruch dort, oder ſind ir
ſie zu ihrer Sicherheit eingelaufen. Dieſe Schiffe unter
liegen nach dem Völkerrecht der Beſchlagnahmt
nicht. Die Tonnage der in portugieſiſchen Häfen liegenden
Schiffe beträgt insgeſamt ewa 270 000. Jn Nordamerikaniſchen
Häfen liegen Schiffe von insgeſammt 600 000 Tonnen, in Häfen
Sübamerikas, Argentiniens, Chiles uſw. von 436 000 Tonnen,
Jnsgeſamt beträgt die Tonnage der in außerdeutſchen Häfen
befindlichen deutſchen Schiffe etwa 1 900 000 Tonnen. Bei den
in amerikaniſchen Häfen, befindlichen Schiffen iſt zu
bemerken, daß ein größerer Teil davon nur für den Paffa-
gierverkehr eingerichtet iſt und deshalb für Warentrans-
porte nicht in Frage kommen kann.

Wetterbericht
vom 24. Februar Jm weitaus größten Teile Deutſchlands haben
die Niederſchläge ſowohl an Dauer als auch an Jntenfität ad-
rer jedoch blieb der Himmel allgemein mit Nebelgewöl!

Der Froſt dauert fort, nur in den ſüdöſtlichen Gobiets
teilen (Schleſien und Sachſen) hat die Temperatur vereinzelt den
Gefrierpunkt überſchritten. Ausſichten für Sonnahend:
Meiſt trübe eratir nahe Null, Neigung zu geringen Nieder

Verantwortlich:
und

betreffenden ſtnd nicht
chäftsſtelle ſondernr en
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